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ANFRAGE 

der Abgeordneten Mag. Terezija Stoisits, Freundinnen und Freunde 

an den Bundeskanzler 

betreffend die Ergebnisse einer vom Bundeskanzleramt in Auftrag gegebenen Studie 
über die kroatische Volksgruppe im Burgenland 

Auf Vorschlag des Beirates für die kroatische Volksgruppe hat das Bundeskanzleramt 
im Frühjahr dieses Jahres eine umfassende, empirische Grundlagenstudie über die 
Situation der kroatischen Volksgruppe im Burgenland und in Wien in Auftrag 
gegeben. Die Fertigstellung der Studie sollte im Juli 1994 erfolgen. 

Im Beirat vertretene Funktionäre der SPÖ und ÖVP haben daraufhin das 
Bundeskanzleramt ersucht, von einer Veröffentlichung der Ergebnisse vor den 
Nationalratswahlen im Oktober abzusehen. 

Die unterfertigten Abgeordneten sehen allerdings keinen Grund, weshalb der 
interessierten Öffentlichkeit eine vom Bundeskanzleramt in Auftrag gegebene und mit 
öffentlichen Geldern bezahlte Studie Ober die größte Volksgruppe Österreichs aus 
wahltaktischen Überlegungen derSPÖund' ÖVP vorenthalten werden soll und stellen 
daher folgende 

, ANFRAGE:' 

1. Seit wann sind dem Bundeskanzleramt die Resultate der genannten empirischen 
Untersuchung bekannt? 

2. Wie lauten die genauenResultate der Untersuchungen? ' 

3. Die unterfertigten Abgeordnetenersuehen Sie hiermit, dem Grünen Klub im 
Parlament umgehend alle dem Bundeskanzleramt aus der genannten Studie 
vorliegenden Resultate zu übermitteln. Sind Sie dazu bereit? " 

a) wenn nein, wie begrunden Sie ihre ablehnende Haltung? 
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4. Gedenken Sie in Hinkunft beider Nominierung der einzelnen Beiratsmitglieder 
sowie bei der Verteilung der Volksgruppenförderung auf die Resultate der 
genannten Untersuchung Rücksicht zu nehmen? 

5. Können Sie sich vorstellen, daß jene Organisationen, von denen sich nur sehr 
wenige Volksgruppenangehörige vertreten fühlen, in Zukunft entsprechend 
weniger Sitze im Volksgruppenbeirat und weniger an Volksgruppenförderung 
erhalten? 
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